
( '· 
• . .' 

_,./ 
~. 

"/ 
/ 

Auszugsweise Abschrift aus der Hauptsatzung der Gemeinde 

Tellingstedt vom 25. Juli 1978, zuletzt-geändert .durch die 

3. Nachtragssatzung zur HauP.tsatzung der Gemeinde Tellingstedt 
! f 

vom 02. Januar 1990 

§ 1 
§2 
§3 
§4 
§5 
§6 
§7 
§8 
§9 
§ 10 
§ 11 

§ 12 
§ 13 

.. 

HA-UPTSATZUNG -

der Gemeinde Tel t i.ngs ted t 

Krei.s Dithmarschen 

Inhalt 

Siegel 
Geschäftsführung und Einberufung der Gemeindevertretung 

Bürgermeister 
Ständige Ausschüsse 
Wegeaufseher 
Ortsteile 
Orts te i t verfassung 
Entschädigung 
Wertgrenze bei Verfügung über Gemeindevermögen 
Verträge mit Semei.ndevertretern 
Verpflichtungserklärung 
Veröffentlichungen 
In krafttreten 































































































































































Bei Annahme durchschnittlicher Marktzinsen von rund 10 v. H. 
könnte für die folgenden Jahre von folgender Entwicklung der 
Schulden ausgegangen werden: 
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Sportanlagen-L.ärmschutzverordnung 

Am 18. Juli 1991 ist die 18. Verordnung zur Durchführung des Bun­
des-Immissionsschutzgesetzes - Sportanlagen-Lärmschutz­
verordnung -vom Bundestag verabschiedet worden. Diese Ver­
ordnung ist inzwischen in Kraft getreten. Sie konkretisiert für alle 
Sportanlagen die öffentlich-rechtlichen Anforderungen des lm­
missionsschutzrechts. Insbesondere legt sie fest, welche Lärm­
grenzwerte in den einzelnen in der BauNVO genannten Sied­
lungsbereichen nicht überschritten werden dürfen. 

§3 der Sportanlagen-Lärmschutzverordnung legt dem Setreiber 
von Sportanlagen und damit insbesondere auch den Kommunen 
Pflichten auf, Sportlärm, der die in der Sportanlagen-Lärmschutz­
verordnung genannten Grenzwerte überschreitet, durch be­
stimmte Maßnahmen zu begegnen. Diese Maßnahmen sind vom 
Setreiber aufgrund des§ 22 Abs. 1 BlmSchG durchzuführen; da­
hingehende Maßnahmen und Einzelanordnungen kann die für im­
missionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftige Anlagen 
zuständige Behörde nach § 24 BlmSchG gegenüber dem Setrei­
ber von Sportanlagen durchsetzen. Dies gilt grundsätzlich auch 
für Altan lagen.§ 3 der Sportanlagen-Lärmschutzverordnung ent­
hält im einzelnen folgende Betreiberpflichten: 

- Lautsprecheranlagen und ähnl iche Einrichtungen sind durch 
technische Maßnahmen wie dezentrale Aufstellung von Laut­
sprechern und Einbau von Schallpegelbegrenzungen so her­
zurichten und zu betreiben, daß die in§ 2 Abs. 2 ff. der Sport­
anlagen-Lärmschutzverordnung festgeschriebenen Grenz­
werte für den Sportlärm nicht überschritten werden. 

- Der Setreiber von Sportanlagen hat technische und bauliche 
Schallschutzmaßnahmen wie die Verwendung lärmgeminder­
ter oder lärmmindernder Ballfangzäune, Bodenbeläge, 
Schallschutzwände und -wälle zu treffen. 

Er hat Vorkehrungen dahin zu treffen, daß Zuschauer keine 
übermäßig lärmerzeugenden Instrumente wie pyrotechnische 
Gegenstände und druckgasbetriebene Lärmfanfaren ver­
wenden. 

Er hat An- und Abfahrtswege und Parkplätze durch Maßnah­
men betrieblicher und organisatorischer Art so zu gestalten, 
daß schädliche Umwelteinwirkungen durch Gräusche auf ein 
Mindesmaß beschränkt werden. 

Bei Nichteinhaltung dieser Regelungen und Überschreitung der 
in der Sportanlagen-Lärmschutzverordnung festgeschriebenen 
Grenzwerte kommen Auflagen nach § 24 BlmSchG in Betracht. 
Hier sind insbesondere zeitliche Benutzungseinschränkungen 
der Sportanlagen zulässig. Die Rechtsprechung hat in vielen Fäl­
len verlangt, daß Sportanlagen an Wochenenden oder wegen des 
von ihnen ausgehenden und die Nachbarschaft beeinträchtigen-
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den Lärms ganz geschlossen werden. Angesichts dieser Recht­
sprechung und der strengen Lärmgrenzwerte der Sportanlagen­
Lärmschutzverordnung ist die Befürchtung nicht von der Hand zu 
weisen, daß die Sportanlagen-Lärmschutzverordnung in Zukunft 
erhebliche Auswirkungen auf bisher betriebene Sportanlagen 
haben wird. Insbesondere aufgrund des privaten Nachbarrechts, 
für dessen Vollzug die Zivilgerichte zuständig sind, steht zu be­
fürchten, daß Nachbarn über die in der Sportanlagen-Lärm­
schutzverordnung enthaltenen Lärmgrenzwerte und Betreiber­
ptlichten eine Schließung bzw. starke zeitliche Einschränkung der 
Benutzbarkeit von Sportanlagen erreichen können. Auf diese Si­
tuation zielt eine Initiative des Bundesrates ab, durch die das Bun­
desimmissionschutzgesetz dahingehend geändert werden soll, 
daß privatrechtliche Abwehransprüche gegen Sportanlagen aus­
geschlossen werden sollen, soweit die Sportanlage im Einklang 
mit den öffentlich-rechtlichen Vorschriften und hier insbesondere 
mit der Sportanlagen-Lärmschutzverordnung betrieben wird. Ziel 
ist es, die Grenzwerte, die in der Sportanlagen-Lärmschutzver­
ordnung enthalten sind, auch im privaten Immissionsschutzrecht 
zur Anwendung kommen zu lassen und so vorhandene Sportan­
lagen in ihrem derzeitigen Bestand zu sichern. Die Bundesregie­
rung, die dazu inzwischen eine Stellungnahme abgegeben hat, 
hält eine solche Neuregelung nicht für erforderlich, da sie der Auf­
fassung ist, daß die.Grenzwerte der Sportanlagen-Lärmschutz­
verordnung nach der neueren Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs auch für das private Immissionsschutzrecht maßge­
bend sind (Bt-Drs 12/1866). Aus kommunaler Sicht spricht einiges 
dafür, das Bundesimmissionschutzgesetz in der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Richtung zu ändern. Die Frage, ob die Zivilge­
richte die öffentlich-rechtlichen Regelungen uber Sportanlagen 
und hier insbesondere die Sportanlagen-Lärmschutzverordnung 
anwenden werden, ist nämlich derzeit noch völlig ungewiß. Die 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, auf die die Bundesre­
gierung verweist, stammt aus der Zeit, in der die Sportanlagen­
Lärmschutzverordnung noch nicht in Kraft war, so daß keines­
wegs sichergestellt ist, daß die Zivilgerichte von dieser Lärm­
schutz-Verordnung im Rahmen der Anwendung des privaten 
Nachbarrechts ausgehen werden. Im übrigen hat der Bundesge­
richtshof immer klargestellt, daß öffentlich-rechtlichen Lärm­
grenzwerten, Festsetzungen in Bebauungsplänen und Bauge­
nehmigungen für die Frage der Ortsüblichkelt des Lärms, der von 
einer Sportanlage ausgeht, nur indizfeilen Charakter haben kann. 
Eine unmittelbar verbindliche Wirkung auch für die Auslegung 
des privaten Nachbarrechts kommt dem öffentlichen Recht und 
hier insbesondere der Sportanlagen-Lärmschutzverordnung da­
mit nach wie vor nicht zu. 

(3/1992) 

13 


















